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Mädchen im Gegensatz zu den Jungen nur teil-
nehmen dürften, wenn sie ihre Beteiligung selbst
finanzieren. Dies ist eine eklatante Diskriminierung
der Mädchen. ver.di  hofft, dass mit der Unterstüt-
zung der Mädchengruppe ein Umdenken im Rad-
sportverband stattfindet und die Potenziale, die
sich auch bei der diesjährigen „Kids-Tour“ gezeigt
haben,  in Zukunft genutzt werden.

ver.di fördert Mädchen 
im Radsport 

Dank der Unterstützung des ver.di-Fachbereichs
Besondere Dienstleistungen  und des DGB Baden-
Württemberg konnten sechs Mädchen am dies-
jährigen Jugendradsportereignis „Kids-Tours“ in
Berlin teilnehmen. Die Förderung des weiblichen
Nachwuchses im Radsport ist nach wie vor in
bundesdeutschen Radsportvereinen selten. Ein
Kollege aus dem Fachbereich berichtet, dass die
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Bereits auf dem Weg zu ver.di hat der Ar-
beitskreis Antirassismus seine Arbeit organi-

siert. Jetzt arbeitet er dem Bundesjugendvor-
stand zu und hilft, die Arbeit bundesweit zu
vernetzen. 
„Dabei haben wir uns klare Ziele gesetzt“, sagt
Norman Geißler, einer der Ehrenamtlichen, der
schon von Anfang an dabei ist.
Der Arbeitskreis will die antirassistische Arbeit
als Hauptrichtung etablieren. „Es kann nicht
sein, dass erst immer dann gehandelt wird,
wenn etwas passiert ist.“ Ein wichtiger Aspekt
sei die Bildungsarbeit. Es komme immer wieder
vor, dass Sprüche geklopft werden oder rechte
Musik am Abend beim geselligen Zusammen-
sein aufgelegt werde. „Da müssen wir fit sein
und uns auch trauen, genau das anzuspre-
chen“, sagt Norman Geißler. 
Anfang des Jahres ist die Broschüre  „Rechte
Jugendkultur – Fuck Rassimus“ erschienen. Die
Auflage von 10000 Exemplaren ist fast vollstän-
dig vergriffen.
Auch die aktuelle Studie zu Gewerkschaften
und Rassismus zeigt, dass dieses Thema keine
Randerscheinung ist. Die Kerngruppe in der
Mitgliedschaft neigt tendenziell eher zu rech-
tem Gedankengut. Hier mischt sich die Angst
vor sozialem Abstieg mit Erfahrungen des Ver-
lusts politischer Anerkennung. Einige suchen ei-
nen Ausweg in autoritären Lösungen und frem-
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Antirassistisches Netzwerk
ARBEITSKREIS HÄLT ENGEN KONTAKT ZU VER.DI-JUGEND

denfeindlicher Abschottung. Ob sie dies tun,
hängt aber davon ab, ob sie demokratisch-parti-
zipatorische Grundeinstellungen erworben ha-
ben. Nichts schützt besser gegen Rechtsextre-
mismus als die Erfahrung, mit eigener Tätigkeit
und Mitbestimmung etwas zu bewegen, zu ge-
stalten. Genau das ist eines der herausragenden
Kennzeichen von Gewerkschaften: Ehrenamtli-
ches Engagement und Mitbestimmung. Hier
müssen wir ansetzen.
Der Arbeitskreis hat Schwerpunkte:
■ die Förderung antirassistischer Arbeit inner-
halb und außerhalb von ver.di (das heißt, auch
in Betrieb und Gesellschaft!)
■ der Aufbau eines antirassistischen Netzwerkes
sowie
■ Öffentlichkeitsarbeit.
Bisher gibt es nur den Jugendarbeitskreis, der
seine Arbeit bundesweit koordiniert. Natürlich
gibt es eine thematische Abstimmung und Zu-
sammenarbeit mit anderen Bereichen in ver.di,
zum Beispiel dem Bereich Migration. Auch zum
„Kumpel-Club“ bestehen gute Kontakte. Was
aber fehlt, ist eine kontinuierliche Auseinander-
setzung mit Rassismus, Antisemitismus und
Rechtsextremismus in der Gesamtorganisation.
Vielleicht wäre es sinnvoll einen Kreis bei ver.di
ins Leben zu rufen.
www.verdi-Jugend.de,
ringo.bischoff@verdi.de ❏
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ver.di-Kam-
pagne in 
Berufsschulen
ver.di@school ist die Be-
rufsschulkampagne der
ver.di-Jugend. Mit dieser
Kampagne wollen wir
neue Wege finden, um
Auszubildende zu infor-
mieren, denn klassische
Gewerkschaftsstrukturen
existieren fast nur noch
in Großbetrieben. Der
Durchschnittsbetrieb wird
jedoch immer kleiner.
Wegen der Schwierigkei-
ten, in Klein- und Kleinst-
betrieben gewerkschaftli-
che und betriebsrätliche
Strukturen aufzubauen,
wird es zunehmend
schwieriger, Jugendliche
zu erreichen und für die
Mitgliedschaft und Mitar-
beit in ver.di zu gewin-
nen. Mehr dazu unter
http://jugend.verdi.de/
aktionen/ver.di_school

Kostenloses
Lernen
Die Fachschule ver.di bie-
tet einige aktuelle Lern-
einheiten kostenlos an.
Ein erster Schritt, mit dem
Online-Lernen vertraut zu
werden und nebenbei
werden auch noch inte-
ressante Inhalte ver-
mittelt. Im Rahmen eines
EU-Projektes wurden von
der Berliner Firma „struc-
tura“ E-Learning-Module
und Lehrbriefe zum Ein-
satz in kleineren und
mittleren Unternehmen

➟ Fortsetzung auf Seite 3

Die Sonder-Werbekampagne des ver.di-Fach-
bereichs Besondere Dienstleistungen ist 

beendet. 99 Werberinnen und Werber haben
attraktive Preise gewonnen. 

Besonders über die Hauptpreise freuen sich dieje-
nigen, die von der stellvertretenden Fachbereichs-
vorsitzenden Gaby Landen ausgelost wurden. 

Die Preise und ihre Sponsoren: 

■ ein Reisegutschein im  Wert von 1500 Euro
von TUI Deutschland 
■ ein Reisegutschein für eine Woche Mallorca
für zwei Personen, Flug, Halbpension und
Unterkunft in Fünf-Sterne-Hotel der ITS-Reisen 
■ ein Reisegutschein im Wert von  500 Euro
von  Eurolloyd 
■ ein Reisegutschein im Wert von 500 Euro von
Thomas Cook -Reisen
■ ein Reisegutschein im  Wert von 200 Euro der
DER 
■ ein Wochenende in der ver.di-Bildungsstätte
Brannenburg (Bayern), gestiftet von der Bil-
dungsstätte 
■ ein Fernsehgerät Orlando, gestiftet vom hes-
sischen ver.di-Landesfachbereich 13 ❏

Ende der Werbekampagne
99 ATTRAKTIVE PREISE VON BEKANNTEN SPONSOREN
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Kostenloses Lernen

➟ erstellt. Teil des Projektes war
eine Bedarfsanalyse. Die Lern-
module wurden daraufhin nach
den Wünschen der Nutzer/innen
umgesetzt. Bestandteil des Pro-
jektvertrages war, dass die Ler-
ninhalte nicht kommerziell ver-
marktet werden dürfen.
Deshalb ist die Fachschule ver.di
in der Lage, die Module kosten-
los auf unserer Lernplattform an-
zubieten.
Die Themenpalette reicht von der
Büroorganisation „Hilfe, ich finde
hier nix wieder“, über Bürosoft-
ware, Schriftverkehr, Konfliktma-
nagement mit Kundinnen und
Kunden sowie mit Kolleginnen
und Kollegen bis zum Umwelt-
schutz.
Die kostenlose Anmeldung er-
folgt über den Online-Shop der
Fachschule. Alles kann die Fach-
schule nicht kostenlos anbieten,
aber bei fast allen weiteren Kur-
sen bekommen ver-di-Mitglieder
zumindest attraktive Rabatte.
Das komplette Programm der
Fachschule ver.di ist unter
www.fachschule-verdi.de zu fin-
den. Olaf Dierker

diebesonderen
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Liebe Kolleginnen 
und liebe Kollegen,

christlichen Gewerkschaften oder Ableger des
Beamtenbundes),  bei jeder Verschlechterung
von tariflichen Regelungen mit zu machen.
Auch sie tragen dazu bei, dass in einigen
Bundesländern mittlerweile Armutslöhne ge-
zahlt werden. Die Angst vor drohenden Arbeits-
platzverlusten verunsichern die Beschäftigten

zutiefst.
Dem müssen wir als ver.di gemeinsam

entgegen wirken. Wir müssen ge-
gen den Unterbietungswettbe-
werb  in den Dienstleistungs-
branchen mobilisieren, schlechte
Arbeitsbedingungen verurteilen
und anprangern. Wir werden in
einer großangelegten Kampag-
ne die Einführung des gesetz-
lichen Mindestlohns fordern.
Denn Lohndumping in den Nie-

driglohnbereichen bedroht auch
die derzeit tarifvertraglich

noch gut bezahlten Ar-
beitsplätze.
Armutslöhne sind men-
schenunwürdig. Arbeit
muss zumindest die Exi-
stenz sichern. Deshalb
brauchen wir einen Min-
destlohn – wie in ande-
ren Ländern Europas
auch. 

Wir setzen uns ein für fai-
re Unternehmen, die faire Löhne zahlen. Wir
setzen uns ein für Tarifverträge, die die vom
Mindestlohn gesetzte Grenze überschreiten.
Dazu brauchen wir engagierte Kolleginnen und
Kollegen in allen Branchen und Unternehmen.
Nur gemeinsam werden wir Arbeitsbedingun-

gen verbessern und  Entlohnungsniveaus anhe-
ben können.  Lasst es uns angehen – denn nur
wer kämpft, kann gewinnen. 

Dorothea Müller,
Leiterin des Fachbereichs 

Besondere Dienstleistungen

die Bundestagswahl hat die Meinung der Wäh-
lerinnen und Wähler deutlich gemacht: In der
Bundesrepublik gibt es eine Mehrheit links von
der Mitte. Die Wählerinnen und Wähler haben
sich für den Erhalt des Sozialstaates und für so-
ziale Gerechtigkeit entschieden. Sie haben deut-
lich gemacht, dass Tarifautonomie, Mitbestim-
mung und Kündigungsschutz
nicht angetastet werden dür-
fen.  Die Stimmen für SPD
und Linkspartei zeigen, dass
die Wählerinnen und Wäh-
ler keine weitere Öffnung
der Schere zwischen arm
und reich wünschen.  Dies al-
les muss als eine Stärkung der
gewerkschaftlichen Anliegen
gewertet werden. Dennoch müs-
sen wir davon ausgehen, dass
von Seiten der Regierung eine
weitergehende Flexibilisierung von
Arbeitsbedingungen gefordert und
das System der Mitbestimmung und Ta-
rifautonomie auf den Prüfstand ge-
stellt werden. 
Die Ausweitung des Niedrig-
lohnsektors schreitet in allen
Branchen und Unternehmen
voran. Betriebsräte wer-
den zunehmend unter
Druck gesetzt, durch
Kosteneinsparungen im
Personalbereich, durch Zustimmung zum Aus-
gliedern und Verlagern von Arbeit an Billigan-
bieter zur Sanierung der Unternehmen und zur
Gewinnsteigerung auf Kosten der Beschäftigten
beizutragen. 
Die Entwicklung im Wach- und Sicherheitsge-
werbe zum Beispiel zeigt, dass die Lohnspirale
sich insgesamt abwärts dreht. Dumpingangebo-
te von Billiganbietern bedrohen in dieser Bran-
che tariflich abgesicherte und geregelte Arbeits-
plätze. Dazu kommt noch die Bereitschaft von
sogenannten „gelben“ Gewerkschaften (wie die

Dorothea Müller
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Die Erwerbsarbeit hat in der Gesellschaft ei-
ne besondere Bedeutung. Sie ist für uns ei-

ne kulturelle Selbstverständlichkeit. Die Erwerbs-
arbeit bestimmt unser Denken und Handeln.
Erst  durch sie werden wir zu anerkannten, in
die Gesellschaft eingebundene Bürgerinnen und
Bürger. Arbeitslosigkeit wird als unmenschlich
empfunden. „Deshalb wird die Qualität einer
Gesellschaft wesentlich dadurch bestimmt, wie
weit sie in der Lage ist, den Anspruch auf Ar-
beit zu erfüllen.“1

Menschen wollen in gesicherten Verhältnissen
arbeiten und eine Entlohnung erhalten, die ih-
nen ein Leben in Wohlstand und Anerkennung
ermöglicht. Allerdings sieht die Realität der Be-
schäftigten in Deutschland und in Europa der-
zeit anders aus. 
Es haben sich Formen der Erwerbsarbeit entwik-
kelt, deren Entlohnung zu gering ist,  um damit
Menschen eine Teilhabe an und Anerkennung
in der Gesellschaft zu ermöglichen. Es existieren
Formen von Erwerbsarbeit, die ungesichert ist,
die schlechte Arbeitsbedingungen wie ungere-
gelte Arbeitszeiten, fehlende Weiterbildung, ge-
ringen Arbeits- und Gesundheitsschutz aufwei-
sen. Solche Arbeitsbedingungen sind auch in
die Bereiche eingedrungen, die bisher tarifver-
traglich gesicherte Beschäftigung auf zum Teil
hohem Niveau boten. 
Beschäftigungsgarantien für die verbleibende
Belegschaft des Unternehmens wurden in den
vergangenen Jahren mit dem Aufweichen von
Tarifstandards und Lohnverzicht erkauft. So hat
auch ver.di zur Rettung von Karstadt einem Sa-
nierungsplan zugestimmt, der Verzicht auf Tarif-
erhöhungen sowie Urlaubs- und Weihnachts-
geld vorsieht.  In anderen Branchen, wie in
Unternehmen der Tourismus-Branche, wurden
zeitlich befristete Arbeitszeitflexibilisierungen
zur Sanierung von Unternehmen vereinbart. 
Im Gegensatz zum Normalarbeitsverhältnis
zeichnet sich prekäre Beschäftigung in der Re-
gel durch zeitliche Befristung, einen nicht exi-
stenzsichernden Lohn und die Einschränkung
sozialer und tariflicher Schutz-  und Sicherungs-
rechte aus. „Prekäre Erwerbsarbeit unterläuft al-
so die gesellschaftlich gültigen Einkommens-
und Schutzstandards und senkt dadurch das Ni-
veau sozialer Integration.“2

Nach Recherchen des Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaftlichen Instituts (WSI) der Hans-
Böckler-Stiftung  erhalten knapp  30 Prozent
der in Vollzeit  Beschäftigten in Deutschland
nicht das durchschnittliche Entgelt für ihre 
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Unsicher und schlecht bezahlt
WIE WIRD DIE ARBEIT IN DER ZUKUNFT AUSSEHEN?

Wer verdient
was?
Projekt Lohnspiegel –
www.lohnspiegel.de
Weitere Informationen 
im Internet:
www.tarifvertrag.de
www.blaetter.de
www.labournet.de
www.germanwatch.org
www.isw-muenchen.de

Zitate 
Hans Werner Sinn (Direktor
des ifo-Instituts München:
„Jeder, der Arbeit sucht,
findet Arbeit, wenn man
zulässt, dass der Lohn
weit genug fällt. Denn je
weiter er fällt, desto at-
traktiver wird es für die
Arbeitgeber, Arbeitsplät-
ze zu schaffen, um die
sich bietenden Gewinn-
chancen auszunutzen.“

Präsident Franklin D. Roose-
velt (USA) bei der Einfüh-
rung des gesetzlichen Min-
destlohns:  
„Unternehmen, deren
Existenz lediglich davon
abhängt, ihren Beschäf-
tigten weniger als einen
zum Leben ausreichenden
Lohn zu zahlen, sollen in
diesem Land kein Recht
mehr haben, weiter ihre
Geschäfte zu betreiben.
Mit einem zum Leben
ausreichenden Lohn mei-
ne ich mehr als das bloße
Existenzminimum – ich
meine Löhne, die anstän-
diges Leben ermög-
lichen.“

Arbeit, sondern liegen zum Teil weit darunter, in
den Bereichen der Armutslöhne. 
Diese „Niedriglöhner“ und prekär Beschäftigte
sind nicht mehr eine Randgruppe der Beschäf-
tigten, sondern haben Einzug in die tarifvertrag-
lich geregelten Arbeitsverhältnisse gehalten. „In
nahezu jedem größeren Unternehmen arbeiten
Beschäftigte zu völlig unterschiedlichen Kondi-
tionen nebeneinander – Leiharbeiter/innen, Be-
schäftigte von  Zulieferern, Beschäftigte von
ausgelagerten Betriebsteilen, neu Angestellte
und Beschäftigte mit einer längeren Betriebszu-
gehörigkeit.  Für alle differieren inzwischen die
Löhne und Gehälter zum Teil erheblich. Der Nie-
driglohnsektor hat längst in die ganz normale
Betriebs- und Bürorealität Einzug gefunden.“3

Der Dienstleistungsbereich ist mit einer hohen
Prozentzahl bei der prekären  und niedrig ent-
lohnten Beschäftigung vertreten (siehe Grafik). 
Geiz ist geil – dieser Werbeslogan hat längst
Einzug gehalten in die Köpfe der Manager und
Geschäftsführer und wirkt sich auf die Tarifver-
handlungen und verhandelten Tarifverträge aus.
So existieren Tarifverträge, in denen es reguläre
Niedriglöhne mit einer tariflichen Grundvergü-
tung zwischen vier und zehn Euro in der Stunde
gibt. Niedrigere Sondertarife für Berufsanfän-

ger/innen und Neueinsteiger/innen, für ausge-
gründete Unternehmensteile oder auch tariflich
regulierte Einbußen bei anderen Teilen des
Lohns bzw. bei den Arbeitszeiten führen dazu,
dass auch gut bezahlte und gesicherte Arbeit
mittlerweile auf eine schiefe Bahn geraten ist.
Die Dumpingkonkurrenz durch gewerkschafts-
ähnliche Verbände trägt dazu bei.
Die Branchen im Fachbereich Besondere Dienst-
leistungen sind von dieser Entwicklung be-
sonders betroffen. So sind ungesicherte Arbeits-
und Beschäftigungsverhältnisse in ihren extre-
men Ausformungen in Wach- und Sicherheits-
branche und dem Friseurhandwerk trotz tarif-
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T i t e l g e s c h i c h t e

West* Ost*
Landwirt. Hilfsarbeiter 4,68 4,44
Wach- und Kontrollpersonal 5,65 4,32
Friseurin 5,84 3,82
BäckereiverkäuferIn (1. Jahr) 5,98 4,98
Hotelbote/page 6,09 5,12
GebäudereinigerIn 7,86 6,18
FloristIn (3. Jahr) 7,75 5,38

* jeweils einzelne regionale Tarifbereiche

TARIFLICHE NIEDRIGLÖHNE – BEISPIELE



rer Arbeit.  Immer mehr Menschen sind bereit,
für weniger Geld und zu schlechten Bedingun-
gen zu arbeiten. Immer mehr Menschen neh-
men massive Verschlechterungen von tariflichen
Leistungen in Kauf, für eine vage und meist
zeitlich eng begrenzte Beschäftigungssicherung. 
Den Gewerkschaften und ver.di fällt es auch aus
diesem Grund immer schwerer, den eigenen An-
spruch an Tarifverträge zu verwirklichen, die
nicht nur das Auskommen sichern, sondern ein
Leben in Würde ermöglichen und die Arbeit für
das Unternehmen, den Betrieb mit angemesse-
ner Entlohnung würdigen.  
Im Fachbereich Besondere Dienstleistungen, der
von dieser Entwicklung besonders betroffen ist,
wird daher die Einführung eines gesetzlichen
Mindestlohns gefordert, der ein weiteres Senken
der Löhne und Gehälter auf Armutslöhne auf-
halten soll. 
Wir müssen wieder ein Gefühl dafür entwickeln,
dass es Arbeit nicht um jeden Preis und für je-
den Preis geben kann, sondern, dass Arbeit ein
Leben in der und demokratische Teilhabe an der
Gesellschaft erst ermöglicht. 

Antje Schumacher

Quellen:
1) Dr. Klaus-W. West, 1997 während dem Ger-
man Watch Symposion zur „Sozialen Zukunfts-
fähigkeit; www.germanwatch.org/ezsym97/
west.htm
2) Tom Binger in „Das Ende der Sicherheit“ für
Labournet, sopos 2/2005, www.spos.org
3) Tom Binger
4) Dirk Hauer, Normale Arbeit anno 2004 in
Blätter für deutsche und internationale Politik,
12/2004, Seite 1483
5) Börse online

vertraglicher Regelungen durch ver.di zu finden.
Die Zeitarbeit zeichnet sich dadurch aus, dass
Beschäftigte in Unternehmen zu niedrigeren
Entgelten eingesetzt werden, als die Stammbe-
legschaft. Das wiederum führt zu Begehrlichkei-
ten einiger Arbeitgeber, die ihre bisherige Beleg-
schaft gewissermaßen in Leiharbeitende „um-
wandeln“, indem sie unter Missbrauch des Ar-
beitsüberlassungsgesetzes Personalabbau und
Kosteneinsparungen betreiben. 
„Die Debatte um Niedriglöhne ist ... eine politi-
sche Debatte darüber, welche Arbeitsbedingun-
gen und Löhne als normal anerkannt werden
sollen. Sie ist somit auch eine Debatte darüber,
was einem Menschen im Namen der Arbeit zu-
gemutet werden darf.“4

Die Strategien der Unternehmen, Arbeitsbedin-
gungen und Entgelte zu senken, wird weitest-
gehend begleitet von den Rekordergebnissen,
die deutsche Konzerne seit Jahresbeginn einfah-
ren. Die Profite der Dax-30-Konzerne lagen im
zweiten Quartal um 9,3 Prozent höher als im
Vorjahreszeitraum. Die Zuwächse wiederum sind
auf einen Profitsprung von 62 Prozent im Vor-
jahr draufgesattelt. Gleichzeitig fiel das Körper-
schaftssteueraufkommen bis Juli 2005 um eine
Milliarde Euro niedriger aus, als im Mai voraus-
geschätzt.  So verzeichnet TUI einen Nettoge-
winn im zweiten Quartal 2005 von 137 Millio-
nen Euro und damit eine Veränderung zum Vor-
jahresquartal in Höhe von plus 4,7 Prozent.5

Die Zunahme von prekären und schlecht ent-
lohnten Beschäftigungsverhältnissen, die Forde-
rungen nach einer Ausweitung des Niedriglohn-
sektors und die Begehrlichkeiten der Unterneh-
men nach billigen und schnell ersetzbaren Ar-
beitskräften zeigt auch Wirkung auf das Selbst-
verständnis der Beschäftigten von dem Wert  ih-

T i t e l g e s c h i c h t e

Arbeit im Dienstleistungsbereich (hier Call-Center) wird oft schlecht bezahlt
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Der Präsident von General
Motor Europa auf die Forde-
rung des Bochumer Opel-Be-
triebsrates nach einem Stand-
ortsicherungsvertrag, der be-
triebsbedingte Kündigungen
bis zu Jahr 2010 ausschließt:  
„Wir müssen uns davon
verabschieden, dass man
das Leben garantiert be-
kommt.“

Aus einem Aufruf zur Konfe-
renz von Labournet und an-
deren linken und antirassisti-
schen Gruppen zu Prekarisie-
rung und Migration 2004: 
„Ob Briefträger, LKW-Fah-
rer, Lagerarbeiter, McDo-
nalds-Servicekräfte oder
Call Center Agents für Nie-
drigstlöhne arbeiten, Ich-
AG’s sich für ihre Existenz
abstrampeln, Leiharbeiter
bei obskuren Vermittlungs-
agenturen um ihre Entloh-
nung kämpfen müssen, ei-
ne kasachische Ärztin
bundesdeutsche Wohnun-
gen putzt, kurdische
Flüchtlinge im Imbiss oder
Polen, Rumänen, Portugie-
sen und Deutsche auf Bau-
stellen arbeiten; Heimar-
beiter auf Abruf arbeiten
und Studenten Kinokarten
abreißen oder später Hilfs-
jobs im Ausbildungssektor
haben – die angebliche
Wissens- und Informations-
gesellschaft basiert auf
Zeitarbeit und Niedrig-
lohn.“ 

diebesonderen
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„Arbeit ist eine Beschäftigung, für die
man Geld bekommt, und hat man keine
Arbeit, so hat man auch kein Geld“.  Dies
ist keineswegs „nur“ die verkürzte Sicht-
weise einer neunjährigen Schülerin. 

Auch nach den gängigen Arbeitstheorien,
die sich fast alle auf Lohnarbeitstätigkeiten

in Industrie und Verwaltung beschränken, gehö-
ren Arbeiten, die außerhalb bezahlter Lohnar-
beit stattfinden, in den “Restbereich“, der für
die Reproduktion der menschlichen Arbeitskraft
zuständig ist.
Es ist also danach zu fragen, was eigentlich Ar-
beit ist und warum der „enge“ Arbeitsbegriff
wenig taugt. Es gilt, Kriterien für einen er-
weiterten Arbeitsbegriff zu entwickeln und Ab-
grenzungen vorzunehmen, weil nicht alles, was
Menschen in ihrer wachen Zeit tun, Arbeit sein
kann. 
Arbeit ist sowohl selbstständige Arbeit als auch
abhängig geleistete bezahlte Erwerbsarbeit. Die-
se ist zu unterteilen in ungeschützte (meist sozi-
alversicherungsfreie) Erwerbsarbeit, Teilzeitarbeit
(mit und ohne tarifliche Absicherung), tariflich
abgesicherte „Normal“-Arbeit. Arbeit ist auch
Haus- und Sorgearbeit, Erziehungsarbeit, Pfle-
gearbeit für Alte, Kranke und Behinderte, unbe-
zahlte Konsumarbeit, Arbeit für den eigenen Le-
bensunterhalt, ehrenamtliche politische und kul-
turelle Arbeit, bürgerschaftliches Engagement,
„freiwillige“ unbezahlte soziale Arbeit, unbe-
zahlte Arbeit in Selbsthilfegruppen und neuer-
dings auch Arbeit in „Arbeitsgelegenheiten“ im
Sinne von Ein-Euro-Jobs.  
Die Diskussion darüber, wie Arbeit und Leben in
der Zukunft gestaltet sein sollen, muss von ei-
nem umfassenden Arbeitsbegriff ausgehen, der
(jetzt) bezahlt und (jetzt) unbezahlt geleistete
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Meist auf Kosten der Frauen
ARBEIT - MEHR ALS EINE BESCHÄFTIGUNG DIE GELD EINBRINGT

Beratung für
Arbeitslose
Wer arbeitslos ist, kann
bei ver.di Mitglied blei-
ben bzw. werden. Ob
man nun Arbeitslosen-
geld (Alg I), Alg II oder
aus verschiedenen Grün-
den gar nichts bekommt,
das ist egal.  Informatio-
nen zum Thema Arbeits-
losigkeit und zur ver.di-
Erwerbslosenarbeit sind
in Internet zu finden 
unter: www.verdi.de/
erwerbslose.
Einzelne Anfrage können
gerichtet werden an:
www.verdi-erwerbslosen
beratung.de.

Arbeit einschließt und auch die verschiedenen
Arbeitsorte in die geschlechtsspezifischen Analy-
sen einbezieht. Bei den meisten Diskussionen
um die Zukunft der Arbeit geht es um die Zu-
kunft jenseits der (tarifvertraglich bezahlten) Er-
werbsarbeit, meist im Niedriglohnsektor und
meist auf Kosten von Frauen. Die Argumentatio-
nen über die Wichtigkeit der Arbeit jenseits von
Markt und Staat ideologisieren die Unbezahlt-
heit und scheinbare Unbezahlbarkeit der Arbeit,
nicht selten auf Kosten von Frauen. Zudem sind
die Arbeiten, die unbezahlt und ehrenamtlich
oder mit Ein-Euro-Jobs ausgeführt werden,
meist Reparaturarbeiten für die sozialen, ge-
sundheitlichen, psychischen und ökologischen
Schäden, die im Sektor der Erwerbsarbeit, aber
auch in Familien und anderen Formen des Zu-
sammenlebens verursacht wurden.
Eine Neubewertung und Neuverteilung der Ar-
beit setzt voraus, dass die Frage danach gestellt
wird, welche Arbeiten in den verschiedenen Ar-
beitsbereichen wünschenswert, sinnvoll und ge-
sellschaftlich nützlich sind. Daher sind Tätigkei-
ten, die der Zerstörung der Umwelt und der
zwischenmenschlichen Beziehungen, sowie krie-
gerischen Auseinandersetzungen dienen, nicht
im Arbeitsbegriff zu verankern. Wenn der An-
spruch, die Lebensqualität für alle Menschen
und die Lebensgrundlagen künftiger Generatio-
nen zu sichern, ernst genommen wird, wird Um-
denken auf breiter Ebene dringend notwendig.
In der Zukunft muss es darum gehen, die her-
kömmliche Trennung von ökonomisch und
außerökonomisch determinierten Arbeitsbedin-
gungen sowie deren geschlechterspezifische 
Zuordnung grundsätzlich in Frage zu stellen.
Daraus kann dann abgeleitet werden, welcher
institutionellen Änderungen es in Beruf, Ge-
meinwesen und Haushalt bedarf, damit Frauen
und Männer die dort anfallenden Arbeiten
ebenbürtig erledigen können, geschlechts- und
schichtspezifische Differenzen abgebaut werden
und neuen Unterschichtungen (auch) zwischen
Frauen verschiedener Herkunft und verschiede-
ner Ethnien vermieden werden. Es gilt, Men-
schenrechte für alle einzufordern, „illegale“ Ver-
hältnisse zu legalisieren und eigenständige Exi-
stenzsischerung aus möglichst selbstbestimmter
Arbeit für alle zu ermöglichen. Es geht um eine
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, die alle Men-
schen als eigenständige Individuen behandelt,
gesetzlich festgelegte Mindestarbeitsbedingun-
gen und Mindestlöhne und um weltweite Ethik-
codes.
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Dr. Gisela Notz
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Konferenz gegen
Frauenhandel

■ Am 1. und 2. Dezember 2005
findet in Berlin eine Konferenz
gegen Frauenhandel statt. Veran-
stalter sind ver.di und die Fried-
rich-Ebert-Stiftung. Die Veranstal-
tung richtet sich gegen Ausbeu-
tung und Kriminalisierung von
Prostituierten, will zur Weiterent-
wicklung des Prostitutionsgeset-
zes beitragen und Hilfsmöglich-
keiten für die Opfer von Frauen-
handel zeigen.
Informationen beim Projektbüro
Arbeitsplatz Prostitution,
Besenbinderhof 60,
20097 Hamburg,
Telefon (040) 28584161,
Fax (040)28589161,
E-Mail: emilija.mitrovic@verdi.de

Das Abendland geht 
nicht unter
GESETZLICHER MINDESTLOHN GARANTIERT BODEN UNTER DEN FÜßEN

tionsrate kaum mithalten. Zuwächse verzeich-
nen in der Tat die Gewinnsteigerungen und die
Vergütungen der Manager sind ernorm gestie-
gen. 
Nicht nur auf dem sogenannten ersten Arbeits-
markt, dem „normalen“ Arbeitsmarkt, gibt es
Abbau. Auch der zweite Arbeitsmarkt, die öf-
fentlich geförderte Beschäftigung, wird ver-
schlechtert. Immer weniger ABM, immer mehr
Ein-Euro-Jobs. Bei Neubewilligungen machen
ABM nur noch fünf Prozent aus; 95 Prozent der
Maßnahmen sind sogenannte Arbeitsgelegen-
heiten. 
Mehr und bessere Arbeit – das ist die Herausfor-
derung, bleibt unser Ziel! Vor allem heißt das:
existenzsichernde Beschäftigung. Mehr Arbeit,
von der man leben kann und bessere Arbeitsbe-
dingungen. 
Das heißt auch: Es macht keinen Sinn, schlechte
Arbeit zu subventionieren und damit sozial gesi-

Mehr Arbeit – weniger Arbeitslose! So
könnte man die auf Hartz gesetzten
Hoffnungen und die politischen Verspre-
chungen beschreiben. Mit Mini-Jobs, Lei-
harbeit, Ich-AG, Ein-Euro-Jobs, besserer
Arbeitsvermittlung usw. sollte das Ziel
erreicht werden. Dadurch sollte die Wirt-
schaft in Schwung gebracht werden und
mehr Beschäftigung entsehen. 

Weniger Beschäftigung und weniger sozial
gesicherte Beschäftigung, mehr schlecht

bezahlte Arbeit und schlechtere Arbeitsbedin-
gungen, mehr Arbeitslosigkeit und mehr Armut
– das sind die traurigen Tatsachen nach drei Jah-
ren Hartz I bis IV. Zuwächse gibt es bei prekärer
Arbeit, bei Mini-Jobs, Ich-AG, Leiharbeit, Ein-Eu-
ro-Jobs. Reguläre, sozial gesicherte Arbeit wird
massiv verdrängt. Niedriglöhne breiten sich aus
und die Lohnerhöhungen können mit der Infla-

diebesonderen
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Für die gewerkschaftliche Arbeitspolitik ergibt
sich für die Zukunft die Notwendigkeit, sich
dem ungeheuer weiten Feld der Arbeit als Gan-
zem zuzuwenden. Menschen aus großen und
kleinen Fabriken, aus Verwaltungen, "neue
Selbständige", Ich- und Familien-AG, die meist
weder Produktionsmittel besitzen, noch andere
für sich arbeiten lassen, Menschen aus Schatten-
und Alternativwirtschaft und lokaler Ökonomie
wie auch aus Hauswirtschaft, bürgerschaftli-
chem Engagement und ehrenamtlicher Arbeit
müssen in die Konzeptentwicklungen und
Handlungsstrategien zur „Zukunft der Arbeit“
einbezogen werden. Das gilt auch für gewerk-
schaftliche Strategien, Handlungskonzepte und
Aktionen. Ohne Allianzen zwischen verschiede-
nen gesellschaftlichen Kräften wie Politik, Ge-
werkschaften, Unternehmen, sozialen Bewegun-
gen und Frauenverbänden und ohne die Koope-
ration zwischen verschiedenen Akteuren und
Akteurinnen werden Veränderungen im Sinne
einer Aufhebung der rassistischen und sexisti-
schen Ungleichheiten schwer zu erreichen sein.  
Für Gewerkschaftsfrauen reicht es nicht, undif-
ferenziert die Forderung „her mit der Hälfte“ zu
stellen, denn das hieße die Hälfte vom verschim-
melten Kuchen zu fordern. Wir müssen über
Konzepte und Gestaltung der ganzen Bäckerei
nachdenken. Es wird auch nicht reichen, dass
einfach nur mehr Frauen politische Positionen
und Führungspositionen in Wirtschaft und Ver-

waltung einnehmen. Es braucht Frauen und
Männer, die mit den herrschenden Verhältnissen
nicht einverstanden sind. Menschen, die Macht
nicht mit Unterdrückung verbinden, sondern für
die Macht heißt, „etwas hervorzubringen: eine
andere Lebensweise, eine andere Welt, einen in-
spirierenden Sinn“ (Rossana Rossanda). 
Gegen-Macht im Mahlwerk der neoliberalen
Globalisierung wird ebenso notwendig wie Mit-
Macht. Es gilt, konkrete Utopien für das viel zi-
tierte „gute Leben“ oder für die andere
Welt,von deren Möglichkeit immer mehr Men-
schen überzeugt zu sein scheinen zu entwickeln
und dann auch für deren Durchsetzung zu
kämpfen. In einer globalisierten Welt werden
sich solche Zukunftsvorstellungen allerdings
nicht auf einen Nationalstaat, auch nicht auf Eu-
ropa beschränken lassen. Weltweite Arbeit an
konkreten Utopien ohne Unterdrückung von
Menschen durch Menschen ist eine Aufgabe für
die Zukunft. Dr. Gisela Notz

Dr. Gisela Notz  ist sozialwissenschaftliche Referen-
tin in der Friedrich-Ebert-Stiftung, Forschungsabtei-
lung Sozial- und Zeitgeschichte. Die ver.di-Frauen-
und Gleichstellungspolitische Abteilung, Ressort 2,
hat in ihrer Reihe Perspektiven: „Der andere Blick“
die Überlegungen und Vorschläge von Dr. Gisela
Notz  zum Thema „Arbeit neu denken“ 2005 her-
ausgebracht.  Informationen unter: (030)6956-
1151 oder unter www.verdi.de, Frauenpolitik.
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Nicht alle 
Kontoauszüge
vorlegen

Beantragt ein Arbeitslo-
ser Arbeitslosengeld II,
darf die Behörde nicht
verlangen, dass er „lk-
ckenlos die Kontoauszü-
ge der letzten drei Mona-
te vor der Antragstel-
lung“ und – neben dem
Mietvertrag – eine vom
Vermieter ausgefüllte Be-
scheinigung vorlegt, „um
einem Leistungsmiss-
brauch vorzubeugen und
die Angemessenheit der
Unterkunftskosten zu
überprüfen.“ So hat das
Hessische Landessozialge-
richt entschieden (Akten-
zeichen L 7 AS 32/05 ER).
Es stehe nicht im Belie-
ben der Verwaltung, Um-
fang und Reichweite der
Mitwirkungspflicht von
Antragstellern festzule-
gen und Nichterfüllung
sozusagen zu bestrafen.
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T i t e l g e s c h i c h t e

cherte Beschäftigung zu verdrängen. Hinter den
sogenannten Arbeitsgelegenheiten verbergen
sich Beschäftigungsverhältnisse, die zu mehr als
100 Prozent subventioniert werden. Mit den Mi-
nijobs werden Personen subventioniert, die be-
reits eine Arbeit haben. Oftmals eine Arbeit, von
der sie und ihre Kinder nicht oder nur schlecht
leben können.
Boden unter die Füße bringt ein gesetzlicher
Mindestlohn. Mit 7,50 Euro pro Stunde geht
weder Deutschland noch das Abendland unter.
Das belegen die Mindestlöhne in den anderen
EU-Staaten. EU-Länder, die bessere Wachstums-
raten verzeichnen als ein Exportweltmeister.
Dass dies nicht von heute auf morgen vollstän-
dig über die Bühne geht, ist klar. Doch der An-
fang muss heute gemacht werden. Mehr Sach-
lichkeit ist sowohl von den Unternehmensver-
bänden als auch den Medienunternehmen zu
fordern. Mitwirken am Mindestlohn sollten

möglichst alle politischen Parteien. Den sich
selbst genügenden Ellenbogenfraktionen und
Besserverdienenden ist dabei Einhalt zu gebie-
ten. 
Prekäre Beschäftigungsverhältnisse dürfen nicht
länger subventioniert werden. Beschäftigungs-
förderung macht nur dort einen Sinn, wo es um
das Umsteigen und Einsteigen geht. Wenn eine
Wirkung nicht kurzfristig erzielt wird, muss die
Förderung auf andere Weise begrenzt werden,
so dass keine Verdrängungseffekte ausgelöst
werden. Die Ein-Euro-Jobs, auch Zusatzjobs ge-
nannt, müssen durch öffentliche Beschäfti-
gungsverhältnisse ersetzt werden. An die Stelle
einer Subventionierung der Mini-Jobs muss eine
Begrenzung treten, die es für Unternehmen at-
traktiver macht, den Mindestlohn von 1300 Eu-
ro im Monat zum Zuge kommen zu lassen, und
Teilzeit-Löhne unter 1000 Euro entsprechend
unattraktiv macht. Bernhard Jirku

Fortsetzung von Seite 7

Traurig erinnert er sich an letzte Weihnachten.
Als es nichts gab. 2009 wurde nämlich auch in
der freien Wirtschaft das Weihnachtsgeld gestri-
chen. Im öffentlichen Dienst ist das ja schon län-
ger her.
„Und bis wann gab's eigentlich Urlaubsgeld?“,
fragt sich Herr R., er kann sich nicht mehr erin-
nern. Damals hatte man jedenfalls noch genü-
gend Urlaub, um das Urlaubsgeld auszugeben.
Heute sind's ja gerade mal zehn Tage im Jahr.
Pfingstmontag? 1. Mai? Geschichte.
Das stand nicht auf der Agenda 2010… – so
hieß sie doch, oder?
Aber man soll nicht meckern. Die da oben, weiß
Herr R., müssen noch viel mehr ackern. Darum
kann Günther R. mit der 50-Stunden-Woche
auch ganz gut leben. Er hat auch keine Wahl.
Seit der Kündigungsschutz auch in großen Be-
trieben gelockert wurde, mag man es sich mit
den Bossen nicht mehr verscherzen.
Wer will sich schon einreihen in das Heer von
sieben Millionen Arbeitslosen?
Aber den Feiertagszuschlag für den Dienst an
Pfingsten vermisst er schon. Was soll's, in 28
Jahren, dann wird er 75, hat Herr R. es hinter
sich. So üppig wird die Rente zwar nicht ausfal-
len, wenn das mit den Nullrunden so weiter-
geht. Doch wer weiß:
Vielleicht bringt ihn das Rauchen vorher um.
Obwohl er weniger qualmt, seit die Schachtel
neun Euro kostet. Aber heute, auf den letzten
Metern zum Büro, steckt Günter R. sich trotz-
dem eine an… Dieter Reinhardt

Es ist Montag, der 3. Juni 2010, 5 Uhr mor-
gens. Der Radiowecker reißt Günter R. (47)

aus dem Schlaf. Der Oldie-Sender spielt Modern
Talking. Herr R. quält sich aus dem Bett. Gestern
ist es etwas später geworden, bei der Arbeit.
Dienst am Pfingstsonntag – mal wieder. Früher
konnte er danach wenigstens ausschlafen.
„Ja, ja, der Pfingstmontag“, murmelt Herr R.,
„ist das wirklich schon sieben Jahre her?“ Es hat
sich wirklich einiges getan seit damals. Nur nicht
in seinem Haus. Als 2005 die Eigenheimzulage
plötzlich doch gestrichen wurde, mussten sie
eben Abstriche machen.
Und inzwischen hat sich Familie R. daran ge-
wöhnt. An die frei liegenden Leitungen und den
Betonfußboden. Gut, denkt Herr R., dass da-
mals die Garage noch nicht fertig war. Denn der
Wagen ist längst verkauft. Zu teuer, seit es keine
Kilometerpauschale mehr gibt und das Benzin
3,50 EUR pro Liter kostet. Und mit Bus und
Bahn dauert es in die City ja auch nur zwei
Stunden. Und was man dabei für nette Leute
trifft. Zum Beispiel die Blondine, die Herrn R. im-
mer so reizend anlächelt.
Zurücklächeln mag er nicht. Wegen seiner Zäh-
ne. Aber was will man machen? 3000 Euro für
zwei Kronen sind viel Geld. Und schon die Brille
musste er selbst bezahlen. Hat dabei aber 15
Euro gespart, weil er nicht gleich zum Augen-,
sondern erst zum Hausarzt gegangen ist.
Wegen der Überweisung. Trotzdem: Der Urlaub
fällt flach. „Das könnte Ärger geben zu Hause“,
stöhnt Herr R. vor sich hin.

Noch lachen wir darüber...
WIE DIE ZUKUNFT DER ARBEIT AUSSEHEN KÖNNTE – EINE SATIRE



Es ist europaweit das gleiche Bild: Fast
70 Prozent aller Beschäftigten arbeiten
im Dienstleistungssektor. Das heißt, sie
wirken in Personalagenturen, in Zeitar-
beit, im Handel, Messewesen, bei Sicher-
heitsdiensten, im Fremdenverkehr oder
im Gesundheitsbereich. 

Auf diesen Sektor setzt die europäische Kom-
mission an, angeblich, um der Arbeitslosen-
quote entgegen zu wirken – immerhin 22
Millionen Menschen. Eine Dienstleistungsricht-
linie wurde entworfen. Einheitliche Bedingun-
gen sollen hergestellt werden. Die Gewerk-
schaften haben die Richtlinie von Anfang an
heftig kritisiert. Schließlich kamen auch der
Bundesregierung Bedenken. Denn diese Richtli-
nie, sollte sie Wirklichkeit werden, kann als ne-
oliberales Instrument par excellence betrachtet
werden. Im Kern legt sie fest, dass die Bedin-
gungen, nach denen Dienstleistungen angebo-
ten – und demnach auch entlohnt werden –
sich nach den Gepflogenheiten des Herkunfts-
landes richten. Dies bedeutet, dass ein Dienst-
leister auf dem gesamten europäischen
Binnenmarkt nach den Bedingungen des Lan-
des, in dem er seinen Verwaltungssitz hat,

Menschenwürdig leben
BETRIEBSRÄTE BERIETEN IN FRANKFURT AM MAIN

Schlüsselwort der 
Gesellschaft

■ Der Begriff „Generationenge-
rechtigkeit“ wird immer mehr zu
einem Schlüsselwort unserer Ge-
sellschaft. Das neue gesellschaft-
liche Leitbild tangiert auch den
Unternehmenssektor, wenn man
sich vor Augen hält, dass die
Mehrheit der größten Finanzetats
der Welt nicht mehr Staatshaus-
halte, sondern transnationale
Unternehmen sind. Mit der
Machtfülle geht auch die Anfor-
derung einher, Verantwortung zu
wahrzunehmen. Durch die Zu-
sammenführung von Generatio-
nengerechtigkeit und Unterneh-
menspolitik bieten die Beiträge
dieses Bandes einen Ansatz für
eine Gesellschaftsphilosophie, der
über die Begriffe Corporate Soci-
al Responsibility, Corporate Go-
vernance und Corporate Sustai-
nability hinausgeht. Das Buch
fasst den Stand der Forschung zu
diesem Thema zusammen und
verschafft einen fundierten Ein-
blick in den gesellschaftlichen 
Diskurs.
Unternehmensleitbild Generatio-
nengerechtigkeit
Herausgeber: Jörg Tremmel/Got-
lind Ulshöfer, Frankfurt/Main
2005
ISBN: 3-88939-773-5
Weitere Informationen im Inter-
net: www.iko-verlag.de

agieren kann. Arbeitsbedingungen, Tarifverträ-
ge, Umwelt- oder Verbraucherschutz oder Mit-
bestimmung zum Beispiel in der Bundesrepu-
blik – alles Makulatur. Man braucht nicht viel
Fantasie, um sich vorstellen zu können, wie das
auf die Situation der Beschäftigten und der
Verbraucher durchschlägt. Niedriglöhne, Sozial-
dumping, wären angesagt.
ver.di Hessen, speziell der Fachbereich „Beson-
dere Dienstleistungen“, hat sich Mitte Septem-
ber 2005 das Thema mit hochkarätigen Refe-
renten vorgeknöpft und im Frankfurter Gewerk-
schaftshaus ein Seminar für Betriebsräte veran-
staltet. Zunächst ging es um Hintergrundinfor-
mationen und darum, die Betriebsräte fit zu ma-
chen für die anstehenden Aufgaben. „Wir wol-
len Schutzbestimmungen und Mindeststandards
halten“, so der zuständige Fachsekretär bei
ver.di Hessen, Manfred Semmler-Thurner. Schon
heute zeigten die Unternehmen einen schier un-
erschöpflichen Ideenreichtum, um die gesetz-
lichen und tarifvertraglichen Regelungen zu
unterlaufen. Die Dienstleistungsrichtlinie würde
einen Damm einreißen.
Dr. Bernd Müller und Raimund Kress, beide Be-
triebsräte bei der Firma FIS am Frankfurter Flug-
hafen, haben daher die Beratung mit rund 40
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Informationen für Betriebsräte von (von links nach rechts) Ursula Polzer, bei ver.di Bereichsleiterin 
Europa/Internationales, Gerhard König, Leiter des hessischen ver.di-Landesfachbereichs Besondere
Dienstleistungen, Bob Ramsay von UNI und Joachim Bretz, Vorsitzender des hessischen Landesfach-
bereichs. 
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rungen  zur Etablierung sozialpartnerschaftlicher
und mitbestimmungsrelevanter Strukturen, be-
sonders in den neuen Beitrittsländern. Sozial-
partnerschaftliche Beziehungen von Arbeitge-
bern und Gewerkschaften seien Teil des europä-
ischen Sozialmodells und müssten von beiden
Seiten unterstützt werden. Splida bestätigte das
Bekenntnis der EU-Kommission zum Sozialen Di-
alog und bekräftigte, dass mehr dafür getan
werden müsse. EU-Kommissar Splida wurde zur
nächsten UNI-Eurpopa Konferenz 2007 nach
Athen eingeladen. Mehr dazu im Internet unter:
www.union-network.org

Die Revision der EU-Dienstleistungsrichtlinie war
auf der Tagesordnung eines Treffens von UNI-
Repräsentanten mit dem zuständigen EU-Kom-
missar Splida am 12.September 2005 in Brüssel.
UNI-Europa-Präsident Frank Bsirske, Vorsitzender
von ver.di,  bekräftigte die Kritik am Herkunfts-
landsprinzip und die Bedeutung der Dienstlei-
stungen im allgemeinen Interesse. Die voraus-
sichtlichen negativen Auswirkungen auf die eu-
ropäischen Arbeitsbeziehungen und Arbeitsge-
setzgebungen wurden betont. Die Regionalse-
kretärin für UNI Europa, Bernadette Segol, ver-
misste die Unterstützung durch nationale Regie-

E u r o p a

Mehr für den Sozialen 
Dialog tun

Betriebsräten aus dem Wach- und Sicherheitsbe-
reich, aus der Touristik-Branche und dem Bauge-
werbe lebhaft begrüßt. Sie wünschen sich wei-
tere solche Veranstaltungen. Denn viele Fragen
sind noch nicht beantwortet. Aktuell wirkt sich
bereits Konkurrenz innerhalb der Bundesrepu-
blik deutlich aus. Sowohl auf die Entlohnung als
auch auf die Arbeitsbedingungen. Was soll aus
den Beschäftigten werden, fragen sie sich,
wenn der Druck steigt ? Bereits heute ist es so,
dass ein Alleinstehender bei 200 Stunden Ar-
beitszeit im Monat auf cirka 1 200 Euro netto
kommt. Jede Verschlechterung kann nur durch

erhöhte Stundenzahlen ausgeglichen werden.
Wie steht es darüber hinaus mit Schichtplänen
und Pausenregelungen? „Wir möchten men-
schenwürdig leben können“, heißt das Motto
der beiden Betriebsräte. Kann man eine Ober-
grenze für die Arbeitszeit festlegen? Der Min-
destlohn ist eine gute Idee, wirft aber auch Fra-
gen auf. Führt er etwa zu einer allgemeinen Ab-
senkung auf dieses Mindestniveau? Langfristig
sehen Müller und Kress die dringende Notwen-
digkeit, europaweit zu kooperieren und gewerk-
schaftliche Solidarität zu festigen.

Renate Bastian

Fortsetzung von Seite 9

Urteil

Mit Kindern
besser 
geschützt

Arbeitnehmer/innen mit
Kindern sind besonders
schutzbedürftig, wenn
betriebsbedingte Kündi-
gungen ausgesprochen
werden. Dem entspre-
chend hat das Arbeitsge-
richt Ludwigshafen ent-
schieden (Aktenzeichen 8
Ca 2824/04). 
Geklagt hatte eine Arbeit-
nehmerin mit Kindern.
Der Arbeitgeber hat ei-
nen Teil seiner Produktion
ausgelagert und deshalb
41 Arbeitsplätze abge-
baut. Bei der Auswahl der
Betroffenen ließ er sich
von einem Punktesystem
leiten, nach dem Alter,
Betriebszugehörigkeit, Fa-
milienstand und Anzahl
der Kinder eine Rolle
spielen. Trotz ihrer Kinder
reichte die Punktezahl für
die Frau nicht aus, um vor
der Kündigung geschützt
zu werden. 
Für das Arbeitsgericht ist
die Sozialauswahl falsch
gewichtet worden. Vor
allem nahm das Gericht
Anstoß daran, dass ein
Kind etwa genauso be-
wertet werde wie zwei
Jahre Betriebszugehörig-
keit. Zwar habe das
Bundesarbeitsgericht bis-
her ein solches Punktesy-
stem gebilligt, aber heut-
zutage sei es wegen der
„katastrophalen Gebur-
tenraten“ nicht mehr zu
verantworten.
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Die geplante Dienstleistungsrichtlinie hat zu Protesten geführt.



Demonstration in Straßburg

■ Am 25. Oktober findet in
Straßburg eine Demonstration
gegen die geplante Dienstleis-
tungsrichtlinie statt. An diesem
und am folgenden Tag wird das
Europäische Parlament voraus-
sichtlich über die Richtlinie ab-
stimmen. Die konservativ-liberale
Mehrheit des Gremiums will den
Entwurf der Richtlinie, gegen den
im März bereits 80000 Men-
schen aus ganz Europa in Brüssel
protestiert hatten, unverändert
befürworten. Dann würde Europa
zur Billiglohnzone.

diebesonderen
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Europäischer Rat: „Oberste Instanz der
Union, gebildet aus den Staats- und Regie-
rungschefs der 15 Mitgliedstaaten, Kanzler, 
Premierminister und Präsidenten. Er wurde erst
1986 mit der Änderung der Gründungsverträge
in der Einheitlichen Europäischen Akte rechtlich
festgeschrieben (nicht zu verwechseln mit dem
Europarat, der 1949 gegründet wurde). Der 
Europäische Rat ist Impulsgeber für die Entwick-
lung der Europäischen Union und legt die allge-
meinen Leitlinien der europäischen Politik fest,
an die sich der Ministerrat bei seinen Entschei-
dungen zu halten hat.“ (aus: Europa fördert
Kultur, Hrsg.: Kulturpolitische Gesellschaft e. V.,
Deutscher Kulturrat e.V., März 2002)
http://ue.eu.int/de/summ.htm
Europäisches Parlament: Seit 1979 wird das
Europäische Parlament direkt von den EU-Bür-
gerinnen und -Bürgern gewählt. Es ist in einem
langandauernden Prozess damit beschäftigt, sei-
ne Kompetenzen gegenüber Ministerrat und
Kommission (welche die Hauptentscheidungen
fällen) auszuweiten und das „Haus“ der EU de-
mokratischer zu gestalten. 
Von der Homepage wird man weiterverwiesen
auf: 
Presse: Aktuelle Meldungen, Wichtige Themen
ABC: Europa-Abgeordnete, den Europäischen
Bürgerbeauftragten, Ausschreibungen, etc.
Tätigkeiten: Aus dem Plenum, der Organe,
der Ausschüsse, der Delegationen, Sitzungsdo-
kumente, Konferenzen, Gipfel, Schriftliche Er-
klärungen und Internationale Zusammenarbeit 
Dossiers: Zentrale EU-Themen, Amtsblatt, Bul-
letin, etc.
http://www.europarl.eu.int/home/default_de.ht
m
Hier finden sich auch alle Parlamentarier und
Parlamentarierinnen mit E-Mailkontakten und
Postadressen:

http://wwwdb.europarl.eu.int/ep6/owa/p_meps2.
repartition?ilg=DE&iorig=home 
Europäische Kommission: „Die Europäische
Kommission in Brüssel besteht aus 23 Dienst-
stellen mit jeweils eigenen Zuständigkeitsberei-
chen, die von Generaldirektoren (GD) geleitet
werden. Die GDs unterstützen die Arbeit der
Kommissionsmitglieder.“
(Zitat aus: Europa fördert Kultur, März 2002) 
Homepage Europäische Kommission:
http://www.europa.eu.int/comm/index_de.htm 
Hier finden sich die Rubriken:
■ Neueste Nachrichten, Termine 
■ Aktuelle Themen 
■ Institutionen, Fragen, Finanzen, Informations-
quellen, Links
■ Internationale Angelegenheiten (Erweiterung)
■ Politikbereiche der EU
■ Die Kommission zu ihren Diensten, hier sind
u.a. die Generaldirektionen (GD) und Dienste zu
finden
Erklärung einiger Abkürzungen in Europa:
ESF Europäischer Sozialfonds
EFRE Europäischer Fonds für regionale Entwick-
lung
INTERREG-Programm Gemeinschaftsinitiative
für die Zusammenarbeit zwischen den Regionen
der EU, die die grenzübergreifende, die transna-
tionale und die interregionale Zusammenarbeit
sowie die ausgewogene räumliche Entwicklung
fördert
URBAN-Programm unterstützt innovative Stra-
tegien zur Aktivierung von krisenbetroffenen
Städten und Stadtvierteln
KMU Kleine und Mittlere Unternehmen
NRO Nichtregierungsorganisationen – auch
NGO – Non Government Organisation ❏

Informationen und 
Links zu Europa
ABKÜRZUNGEN, ADRESSEN, FUNKTIONEN

Was steckt eigentlich hinter Abkürzun-
gen wie EFRE oder ESF? Welche Auf-
gaben hat der Europäische Rat und wer 
gehört diesem Gremium an? Seit wann
gibt es das Europäische Parlament und
welche Möglichkeiten, Einfluss auf die
Politik in Europa zu nehmen, hat es?
Beim Versuch, auf derartige Fragen Ant-
worten zu finden, sollen die Internet-
Adressen in diesem Beitrag weiter hel-
fen.
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Auch wenn es noch ein weiter Weg bis zur
tariflichen Gestaltung der Arbeits- und Ent-

geltbedingungen der Call-Center-Branche ist.
Betriebsräte aus verschiedenen bundesweit täti-
gen Call-Centern, darunter aus den Unterneh-
men twenty4help, Bi-Log, GHP, Quelle Contact,
Profectis und Infokomm,  betonten bei einem
Treffen mit dem für sie zuständigen ver.di-Se-

kretär Ulrich Beiderwie-
den Anfang September
in Berlin, dass nur
durch tarifvertragliche
Regelungen der gegen-
wärtigen  Dumping-
Konkurrenz, die haupt-
sächlich auf dem Rük-
ken der Beschäftigten
ausgetragen werde,
Einhalt geboten werden
könne.

Bei dem Treffen stellten die Betriebsratsmitglie-
der fest, dass die Entgelte in den vergangenen
Jahre nicht gestiegen seien. Die Arbeitgeber
hätten in fast allen Unternehmen  dieser Bran-
che Kürzungen und Streichungen von zuvor ge-

Für Branchen-Tarifvertrag
FORDERUNG DER BETRIEBSRÄTE AUS DER CALL-CENTER-BRANCHE 

zahlten Entgeltbestandteilen durchgesetzt.
Auch bei der Arbeitszeit sind in diversen Call-
Centern Verschlechterungen auf der Tagesord-
nung. Einzelbetrieblich könnten die Betriebsräte
diesem betriebswirtschaftlichen Druck nicht
nachhaltig Stand halten. Deshalb müsse als Ziel
ein branchenweiter Tarifvertrag angestrebt wer-
den.
Die größten Schwierigkeiten seien: 
■ es gibt keinen tariffähigen Arbeitgeberver-
band; 
■ viele Call-Center sind von großen Handels-,
Versicherungs- oder anderen Konzernen ausge-
gründet worden, um sich einer vorherigen Tarif-
bindung zu entziehen; 
■ die Fluktuation in der Branche ist ungewöhn-
lich hoch. 
In der Diskussion mit Ulrich Beiderwieden schlu-
gen die Betriebsräte vor, dass ver.di den Prozess
hin zu einem Branchentarifvertrag anstößt und
koordiniert. Ein erster Schritt könnte sein,  im
nächsten Jahr die Vernetzung in der Call-Cen-
ter-Branche während einer bundesweiten Kon-
ferenz voranzutreiben. ver.di wird dieses Vorha-
ben tatkräftig unterstützen. ❏

C a l l - C e n t e r

„Machtprobe mit ver.di?“ So betitelte das
Magazin „Wirtschaftswoche“ den Bericht
über eine Auseinandersetzung von ver.di
mit dem Call-Center-Betreiber SNT.

Seit Mitte 2004 sind in dem Unternehmen
mehr als 2000 Arbeitnehmer/innen beschäf-

tigt, zwischenzeitlich mehr als 3 500. Eigentlich
müsste schon längst ein paritätisch besetzter
zwölfköpfiger Aufsichtsrat bestehen mit jeweils
sechs Anteilseignern sowie sechs Arbeitnehmer-
vertretern, davon zwei Gewerkschaftsvertreter. 
Diese Zusammensetzung der Arbeitnehmer-
bank, seit 1976 im Mitbestimmungsgesetz gere-
gelt und in vielen Unternehmen in Deutschland
anerkannt, sieht der Vorstand der SNT AG nicht
ein. Das Unternehmen veröffentlichte, dass es
einen Aufsichtsrat bilden werde, diesen aber oh-
ne Gewerkschaftsvertreter besetzen will, da die
Vorschriften des Mitbestimmungsgesetzes (Mit-
bestG) von 1976 überholt seien. 
Dagegen reichte ver.di Klage ein, das Verfahren
wird vorm Landgericht Frankfurt verhandelt.

Die Mitbestimmung in Deutschland hat sich in
den etwa 770 dem MitbestG unterliegenden
Unternehmen und Konzernen bewährt und sich
auch nicht als Standortnachteil herausgestellt.
Rund 30 Prozent dieser Unternehmen sind in
ausländischer Hand.
Der Vorstand der SNT hat angekündigt, dass er
notfalls bis vor das Bundesverfassungsgericht
ziehen will, um diese Frage grundsätzlich klären
zu lassen. Wir sind gespannt, wie das Landge-
richt Frankfurt entscheiden wird.  Bis jetzt hat
der Vorstand der SNT die Bildung des Auf-
sichtsrates aufgrund der gerichtlichen Ausein-
andersetzung mit ver.di rausgeschoben, wartet
das Urteil ab – und hat sich damit die Mitbe-
stimmung erst einmal für mehr als ein Jahr ge-
spart.
Übrigens gibt es seit einigen Monaten eine
durch die Bundesregierung eingesetzte Mitbe-
stimmungskommission, die das deutsche Modell
mit den anderen in Europa praktizierten Model-
len vergleichen und Vorschläge zur Modernisie-
rung machen wird. Ulrich Beiderwieden

Angriff auf die Mitbestimmung
CALL-CENTER-BETREIBER SNT AKZEPTIERT DAS GESETZ NICHT
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Betriebsräte der 
Call-Center-Branche 
in Berlin



Beratung zum Arbeitszeugnis

■ ver.di bietet umfangreiche Be-
ratung zum Thema Arbeitszeug-
nisse an. Häufig sind Arbeitneh-
mer/innen unsicher, was es mit
bestimmten Redewendungen im
Arbeitszeugnis auf sich hat. Sie
können entscheidend für das be-
rufliche Fortkommen sein. ver.di-
Mitglieder erhalten unter der Te-
lefonnummer (01802)9384647
kostenlose Auskunft. Innerhalb
von zwei Tagen werden dann
Fachleute die Aussagen im Ar-
beitszeugnis branchenspezifisch
beurteilen. Nicht-Mitglieder be-
zahlen 70 Euro für den Rat. Tre-
ten sie ver.di bei, wird der Betrag
erlassen. Weitere Informationen
im Internet: www.verdi-arbeits-
zeugnisberatung.de

Fragwürdige Tarifverträge
ZEITARBEITNEHMER / INNEN BRAUCHEN MEHR BETRIEBSRÄTE

wicklung teilweise unterhalb der Zumutbarkeits-
grenze befindet. Die hohe Flexibilität der Zeitar-
beitnehmer/innen wird damit bestraft, dass die-
se Menschen von ihrem extrem niedrigen Lohn
auch noch Fahrgelder selber tragen müssen, die
nicht selten bis zu 30 Prozent ihres monatlichen
Einkommens betragen. 
Seit dem 1. Juli 2005 gibt es eine Tarifvertrag
zwischen BVD und  CGZP, der in der Entgelt-
gruppe 1 einen  Eingangsstufenlohn von 5,80
Euro vorsieht. Wohlgemerkt, das ist der Westta-
rif, im Osten  sind das „stolze“ 5,52 Euro! Die
DGB-Tarifverträge in der Entgeltgruppe 1 sehen
mindestens sieben Euro vor). 
Das hat bei einem großen Zeitarbeitsunterneh-
men (ohne Betriebsräte) die Fantasie angeregt.
Teile des Unternehmens wurden vom BZA/ DGB-
Tarifvertrag abgenabelt, für diesen Betriebsteil
wird nun der Tarifvertrag des CGZP angewen-
det. Für die Zeitarbeitnehmer/innen bedeutet
das: Bei gleichbleibender Tätigkeit deftige Lohn-
einbußen.
Es darf nicht sein, dass mit fragwürdigen Me-
thoden Sozialdumping auf breiter Fläche einge-
führt wird. An dieser Stelle sind die in ver.di or-
ganisierten Betriebsräte gefordert. Sie entschei-
den mit  beim Einsatz von Zeitarbeit in den
Unternehmen. 
Mitbestimmung heißt auch Mitverantwortung!
Gerade hier ist es wichtig, das Recht auf Mitbe-
stimmung wahrzunehmen. Dadurch bestimmen
wir die sozialen Standards in den Zeitarbeit-
unternehmen. Die DGB-Tarifverträge müssen die
Messlatte sein.
Ganz wichtig wären Betriebsräte in Zeitarbeits-
unternehmen, aber leider sind sie die Ausnah-
me. Viele Versuche, Betriebsräte in Zeitarbeits-
unternehmen zu gründen, wurden mit sponta-
nen Kündigungen des Arbeitgebers vereitelt. 
Für alle Betriebsräte von Firmen, in denen Zeit-
arbeitnehmer/innen eingesetzt werden, bietet
der Fachbereich Besondere Dienstleistungen
umfassende Informationen. Um eine Ausbrei-
tung solcher Methoden zu verhindern, ist auch
die Zusammenarbeit der im  DGB organisierten
Betriebsräte notwendig. 

Angelika Böttcher, 
Betriebsratsvorsitzende der Firma 

Randstad, Region Nord

Klaus Depner, 
Betriebsratsvorsitzender der Firma 

Randstad, Region Mitte

„Zum Ersten, zum Zweiten und zum Drit-
ten...“ So oder ähnlich könnte es dem-
nächst zugehen, wenn ein Betrieb Zeitar-
beitnehmer/innen einsetzen möchte und
der Kundentarif für diese Überlassungen
per „e-auction“ (dieses System funktio-
niert wie auf einem holländischen Blu-
mengroßmarkt und wurde zuerst von
den Einkaufsabteilungen der Firmen für
den Einkauf von Waren eingesetzt) in
Zehn-Cent-Schritten heruntergeboten
wird. 

Das bittere Ende dieser Auktion heißt für die
Mitarbeiter/innen Abstieg in den Dumping-

lohn, damit verbunden die allgegenwärtige Exi-
stenzangst jedes Einzelnen. Das ist keine Vision,
das passiert bereits!
Da gab es von Bundesarbeitsminister Wolfgang
Clement (SPD) die Aussage, dass die Mitarbei-
ter/innen der Zeitarbeitsbranche von 2004 an
nach den Löhnen und Gehältern der Entleiher-
firmen entlohnt werden müssen. Einzige Aus-
nahme wäre die Anwendung eines Tarifvertra-
ges.  Die tarifvertragslose Variante hätte das En-
de der klassischen Arbeitnehmer/innen-Überlas-
sung bedeutet und damit wären die zur Zeit et-
wa  420 000 Zeitarbeitnehmer/innen arbeitslos.
Ein hektisches Treiben in Sachen „Branchen-Ta-
rifvertrag“ begann. 
Was anfangs nach einer Chance für die Beschäf-
tigten aussah, wurde zum Albtraum. Spätestens
seit die „Christlichen Gewerkschaften“ Mitte
des Jahres 2003 erste Tarifverträge für die Zeit-
arbeit präsentierten, rutschten die mit den Ar-
beitgeberverbänden BZA und IGZ verhandelten
Eckpunkte der DGB-Branchentarifverträge nach
unten.
Die DGB-Tarifverträge sind massiv unter Druck
geraten, denn die dort vereinbarten Löhne wer-
den  von den „Tarifverträgen“ der so genannten
„gelben Gewerkschaft“  stark unterwandert.
Ziel dieser „Gewerkschaften“ ist nicht die Ver-
tretung von Mitarbeiter/innen-Interessen, son-
dern der Abbau von sozialen Standards. Diese
Gruppierungen sind nur Handlanger der Arbeit-
geber, die sich jeder sozialen Verantwortung
entziehen möchten.
Die hohe Arbeitslosigkeit sowie die Verzweif-
lung und Angst der Arbeitssuchenden wird kalt
lächelnd ausgenutzt. Gerade im Niedriglohnbe-
reich, hier arbeiten prozentual die meisten Zeit-
arbeitnehmer/innen, müssen wir mit Entsetzen
zur Kenntnis nehmen, dass sich die Lohnent-

diebesonderen
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Das Ergebnis der Bundestagswahl vom
18. September und 2. Oktober 2005 hat
gezeigt: In der Bundesrepublik gibt es 
eine Mehrheit links von der Mitte.

Eine Schwarz-Gelbe Regierung mit einem Pro-
gramm, das gegen den Sozialstaat und die

Gewerkschaften gerichtet ist, ist von den Wäh-
ler/innen nicht gewünscht.  Die Union hat für
ihren Kurs gegen den Sozialstaat, gegen die Ar-
beitnehmer/innen und gegen die Gewerkschaf-
ten keine Mehrheit erhalten. 
Rot-Grün hat ebenfalls massiv Wähler/innen-
stimmen verloren und damit die Mehrheit im
Bundestag eingebüßt. Dies liegt an den Fehlern
der Agenda-2010-Politik, die von großen Teilen
der Bevölkerung skeptisch beurteilt wird. Auch
wenn es der SPD mit einer Akzentverschiebung
hin zu sozialdemokratischen Werten gelungen
ist, Wähler/innen zurückzugewinnen. Die Links-
partei hat deutlich die Fünf-Prozent-Hürde über-
wunden und ist mit 8,7 Prozent der Stimmen
im Bundestag vertreten. Sie hat in ihrer Pro-
grammatik zentrale gewerkschaftliche Forde-
rungen aufgegriffen und neoliberalen Positio-
nen eine Absage erteilt. Positiv ist, dass die
rechtsextremen Parteien deutlich den Einzug in
den Bundestag verpasst haben. Allerdings ha-
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Mehrheit links von der Mitte 
FORDERUNGEN VON VER.DI AN DIE IM BUNDESTAG VERTRETENEN PARTEIEN

40 Jahre ACE

ver.di-
Haustarif

Vor 40 Jahren ist in Mün-
chen von den (west-)
deutschen Gewerkschaf-
ten der Automobil Club
Europa (ACE) gegründet
worden. 250 Beschäftig-
te, für die ein mit dem
ver.di-Fachbereich Beson-
dere Dienstleistungen ab-
geschlossener Haustarif-
vertrag gilt, kümmern
sich um mehr als 550000
Mitglieder und deren Fa-
milienangehörige. „Wir
sehen uns in der Verant-
wortung, die Entwicklung
der mobilen Gesellschaft
mitzugestalten“, sagt der
ACE-Vorsitzende Wolf-
gang Rose. Für den ACE
bedeutet Mobilität mehr
als nur Auto zu fahren,
sie wird auch im sozialen
und ökologischen Zu-
sammenhang gesehen.
Wolfgang Rose plädiert
dafür, das Nebeneinander
von Kraftfahrzeug-, Mi-
neralöl- und Ökosteuer
zu beenden. Besonders
wichtig sind dem ACE die
Entwicklung neuer Kraft-
stoffe und Antriebssyste-
me. In den Notrufzentrale
des ACE arbeiten 70 Fach-
leute, die jährlich etwa
80000 mal alarmiert wer-
den. Informationen unter
Telefon 01802/336677
oder Internet www.
ace-online.de

ben NPD und Republikaner mit zusammen 2,2
Prozent der Stimmen ihr Ergebnis gegenüber
der Bundestagswahl 2002 um 1,1 Prozentpunk-
te verbessern können. Insgesamt mehr als eine
Million Wähler/innenstimmen für die Rechtsex-
tremen zeigt, wie wichtig die Bekämpfung anti-
demokratischer und ausländerfeindlicher Positio-
nen bleibt.
ver.di wird weiterhin unsere Vorstellungen von
einer sozialen Reformpolitik in den Mittelpunkt
der Diskussion und der Auseinandersetzung
stellen. ver.di wird den Dialog mit allen im
Bundestag vertretenden Parteien suchen, um
die Interessen von Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern zur Geltung zu bringen und eine
sozial gerechte Politik einzufordern.
Im Wesentlichen sind dies folgende 
Forderungen:
1. Stärkung des Binnenmarkt mit mehr öffent-
lichen Investitionen. Ein verschärfter Kurs zur
Haushaltskonsolidierung mit weiteren Einschnit-
ten bei staatlichen Leistungen wäre kontrapro-
duktiv. Ein Investitionsprogramm für Arbeit, Bil-
dung und Umwelt ist dringend notwendig, um
den Binnenmarkt zu stärken.
2. Sicherung der Tarifautonomie.
3. Sicherung der Mitbestimmung.
4. Keine Verschlechterung des Kündigungs-
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Zu einer „After Work Party“ am 13. Juli lud der Fachbereichsvorstand Besondere
Dienstleistungen im Bezirk Bremen ins Gewerkschaftshaus Bremen ein. Etwa 130
Haupt- und Ehrenamtliche diskutierten, sprachen Probleme im Betrieb an, lernten
sich kennen und hatten viel Spaß. 

Fo
to

: 
FB

V
e

re
in

te
 D

ie
n

st
le

is
tu

n
g

sg
e

w
e

rk
sc

h
a

ft

B
e

it
ri

tt
se

rk
lä

ru
n

g

Ic
h

 m
ö

ch
te

 M
it

g
lie

d
 w

er
d

en
 a

b
:

M
on

at
/J

ah
r

Pe
rs

ö
n

lic
h

e 
D

at
en

:

N
am

e

Vo
rn

am
e/

Ti
te

l

St
ra

ße
/H

au
sn

r.

PL
Z

W
oh

no
rt

G
eb

ur
ts

da
tu

m

Te
le

fo
n

E-
M

ai
l

St
aa

ts
an

ge
hö

rig
ke

it

G
es

ch
le

ch
t

w
ei

bl
ic

h
m

än
nl

ic
h

B
es

ch
äf

ti
g

u
n

g
sd

at
en

A
rb

ei
te

r/
in

A
ng

es
te

llt
e/

r

Be
am

te
r/

in
D

O
-A

ng
es

te
llt

e/
r

Se
lb

st
st

än
di

ge
/r

fr
ei

e/
r 

M
ita

rb
ei

te
r/

in

Vo
llz

ei
t

Te
ilz

ei
t

A
nz

ah
l W

oc
he

ns
td

.

Er
w

er
bs

lo
s

W
eh

r-
/Z

iv
ild

ie
ns

t 
bi

s

A
zu

bi
-V

ol
on

tä
r/

in
-R

ef
er

en
da

r/
in

 b
is

Sc
hü

le
r/i

n-
St

ud
en

t/i
n 

bi
s 

(o
hn

e 
A

rb
ei

ts
ei

nk
om

m
en

)

Pr
ak

tik
an

t/
in

 b
is

A
lte

rs
te

ilz
ei

t 
bi

s

So
ns

tig
es

 

Bi
n/

w
ar

 b
es

ch
äf

tig
t 

be
i (

Be
tr

ie
b/

D
ie

ns
ts

te
lle

/F
irm

a/
Fi

lia
le

)

St
ra

ße
/H

au
sn

um
m

er
 im

 B
et

rie
b

PL
Z

O
rt

Pe
rs

on
al

nu
m

m
er

 im
 B

et
rie

b

Br
an

ch
e 

au
sg

eü
bt

e 
Tä

tig
ke

it

ic
h 

bi
n 

M
ei

st
er

/in
-T

ec
hn

ik
er

/in
-In

ge
ni

eu
r/

in

Ic
h 

w
ar

 M
itg

lie
d 

de
r 

G
ew

er
ks

ch
af

t:

vo
n:

bi
s:

M
on

at
/J

ah
r

M
on

at
/J

ah
r

Ei
n

zu
g

se
rm

äc
h

ti
g

u
n

g
:

Ic
h 

be
vo

llm
äc

ht
ig

e 
di

e 
ve

r.d
i, 

de
n 

sa
tz

un
gs

ge
m

äß
en

Be
itr

ag
 b

is
 a

uf
 W

id
er

ru
f 

im
 L

as
ts

ch
rif

te
in

zu
gs

ve
rf

ah
re

n

zu
r 

M
on

at
sm

itt
e 

zu
m

 M
on

at
se

nd
e 

m
on

at
lic

h
ha

lb
jä

hr
lic

h

vi
er

te
ljä

hr
lic

h
jä

hr
lic

h

od
er

 im
 L

oh
n-

/G
eh

al
ts

ab
zu

gs
ve

rf
ah

re
n*

 
m

on
at

lic
h 

be
i m

ei
ne

m
 A

rb
ei

tg
eb

er
 e

in
zu

zi
eh

en
.

* (
nu

r 
m

ög
lic

h 
in

 a
us

ge
w

äh
lte

n 
U

nt
er

ne
hm

en
) 

N
am

e 
de

s 
G

el
di

ns
tit

ut
s/

Fi
lia

le
 (O

rt
)

Ba
nk

le
itz

ah
l

K
on

to
nu

m
m

er

N
am

e 
K

on
to

in
ha

be
r/

in
 (B

itt
e 

in
 D

ru
ck

bu
ch

st
ab

en
)

D
at

um
/U

nt
er

sc
hr

ift
 K

on
to

in
ha

be
r/

in

Ta
rif

ve
rt

ra
g

Ta
rif

l. 
Lo

hn
- 

od
er

 G
eh

al
ts

gr
up

pe
 

bz
w

. B
es

ol
du

ng
sg

ru
pp

e

Tä
tig

ke
its

-/
Be

ru
fs

ja
hr

, L
eb

en
sa

lte
rs

tu
fe

re
ge

lm
äß

ig
er

 m
on

at
lic

he
r 

Br
ut

to
ve

rd
ie

ns
t

Eu
ro

M
o

n
at

sb
ei

tr
ag

:
Eu

ro

D
er

 M
itg

lie
ds

be
itr

ag
 b

et
rä

gt
 n

ac
h 

§ 
14

 d
er

 v
er

.d
i-S

at
zu

ng
 p

ro
M

on
at

 1
%

 d
es

 r
eg

el
m

äß
ig

en
 m

on
at

lic
he

n 
Br

ut
to

ve
rd

ie
ns

te
s.

Fü
r 

Re
nt

ne
r/

in
ne

n,
 

Pe
ns

io
nä

r/
in

ne
n,

 
V

or
ru

he
st

än
dl

er
/in

ne
n,

K
ra

nk
en

ge
ld

be
zi

eh
er

/in
ne

n 
un

d 
Er

w
er

bs
lo

se
 

be
tr

äg
t 

de
r

M
on

at
sb

ei
tr

ag
 0

,5
%

 d
es

 r
eg

el
m

äß
ig

en
 B

ru
tt

oe
in

ko
m

m
en

s.
D

er
 M

in
de

st
be

itr
ag

 b
et

rä
gt

 €
2,

50
 m

on
at

lic
h.

 F
ür

 H
au

sf
ra

u-
en

/H
au

sm
än

ne
r, 

Sc
hü

le
r/i

nn
en

, S
tu

di
er

en
de

, W
eh

r,
Zi

vi
ld

ie
ns

t-
le

is
te

nd
e,

 
Er

zi
eh

un
gs

ge
ld

em
pf

än
ge

r/
in

ne
n 

un
d 

So
zi

al
hi

lfe
-

em
pf

än
ge

r/
in

ne
n 

be
tr

äg
t d

er
 B

ei
tr

ag
 €

2,
50

 m
on

at
lic

h.
 Je

de
m

M
itg

lie
d 

st
eh

t 
es

 f
re

i, 
hö

he
re

Be
itr

äg
e 

zu
 z

ah
le

n.

D
at

um
/U

nt
er

sc
hr

ift

W
er

b
er

/i
n

: 

N
am

e

Vo
rn

am
e

Te
le

fo
n

M
itg

lie
ds

nu
m

m
er

D
at

en
sc

h
u

tz
Ic

h 
er

kl
är

e 
m

ic
h 

ge
m

äß
 §

 4
a 

A
bs

. 
1 

un
d 

3 
BD

SG
 e

in
-

ve
rs

ta
nd

en
, d

as
s m

ei
ne

 m
ei

n 
Be

sc
hä

ft
ig

un
gs

- u
nd

 M
itg

lie
d-

sc
ha

ft
sv

er
hä

ltn
is

 b
et

re
ff

en
de

n 
D

at
en

,
de

re
n 

Ä
nd

er
un

ge
n

un
d 

Er
gä

nz
un

ge
n,

 im
 R

ah
m

en
 d

er
 Z

w
ec

kb
es

tim
m

un
g 

m
ei

-
ne

r 
G

ew
er

ks
ch

af
ts

m
itg

lie
ds

ch
af

t 
un

d 
de

r 
W

ah
rn

eh
m

un
g

ge
w

er
ks

ch
af

ts
po

lit
is

ch
er

 A
uf

ga
be

n 
el

ek
tr

on
is

ch
 v

er
ar

be
i-

te
t 

un
d 

ge
nu

tz
t 

w
er

de
n.

Er
gä

nz
en

d 
ge

lte
n 

di
e 

Re
ge

lu
ng

en
 d

es
 B

un
de

sd
at

en
sc

hu
tz

-
ge

se
tz

es
 in

 d
er

 je
w

ei
lig

en
 F

as
su

ng
.

W-2256-06-0305

schutzes und des Teilzeit- und Befristungsgeset-
zes.
5. Keine Verlängerung der Arbeitszeit und Än-
derung des Arbeitszeitgesetzes.
6. Sicherung der sozialen Sicherungssysteme mit
der Bürgerversicherung.
7. Keine Leistungskürzung bei den Erwerbslo-
sen; mehr Investitionen in ihre Qualifikation.
8. Die Hartz-Gesetze müssen kritisch überprüft
und korrigiert werden; insbesondere die Rege-
lungen zur Zumutbarkeit und die Bestimmung
des SGB II, aber auch teure und erwiesenerma-
ßen wirkungslose Instrumente wie die Personal-

ServiceAgenturen gehören auf den Prüfstand.
9. Einen branchenübergreifenden gesetzlichen
Mindestlohn von 7,50 Euro und das Entsende-
gesetz.
10. Beibehalten der Pendlerpauschale und der
Steuerfreiheit für Sonn-, Feiertags- und Nachtzu-
schläge.
11. Mehr Ausbildungsplätze und Einführen der
Umlagefinanzierung.
12. Keine Dienstleistungsrichtlinie, die mit dem
Herkunftslandprinzip soziale und arbeitsrechtli-
che Standards unterläuft. Die Daseinsvorsorge
muss gesichert werden. ❏

✁



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Gray Gamma 2.2)
  /CalRGBProfile (Generic RGB Profile)
  /CalCMYKProfile (Generic CMYK Profile)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.5
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends false
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /sRGB
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 90
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings false
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile (None)
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 100
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 150
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.01333
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 150
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.01333
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 300
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 300
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.01667
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e5c4f5e55663e793a3001901a8fc775355b5090ae4ef653d190014ee553ca901a8fc756e072797f5153d15e03300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc87a25e55986f793a3001901a904e96fb5b5090f54ef650b390014ee553ca57287db2969b7db28def4e0a767c5e03300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020d654ba740020d45cc2dc002c0020c804c7900020ba54c77c002c0020c778d130b137c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor weergave op een beeldscherm, e-mail en internet. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for on-screen display, e-mail, and the Internet.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <FEFF004d00f60067006c0069006300680073007400200067006500720069006e006700650020004400610074006500690067007200f600df006500200062006500690020006700750074006500720020005100750061006c0069007400e40074>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToRGB
      /DestinationProfileName (sRGB IEC61966-2.1)
      /DestinationProfileSelector /UseName
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing false
      /UntaggedCMYKHandling /UseDocumentProfile
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [600 600]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


